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Zu § 4 Abs. 2 der Verordnung:
§ 3

(1) Der Gewinnanteil des staatlichen Gesellschafters 
ist zu den im Gesellschaftsvertrag vereinbarten Termi­
nen an den Rat des Kreises bzw. Rat der Stadt, Ab­
teilung Finanzen, abzuführen. Dabei sind die nach 
Abs. 2 geleisteten Abschlagzahlungen zu berücksich­
tigen.

(2) Bis zum 10. des 3. Monats des laufenden Quartals 
(10. März, 10. Juni, 10. September und 10. Dezember) 
sind Abschlagzahlungen auf die Abführung des Ge­
winnanteiles des staatlichen Gesellschafters in Höhe von 
50 % des für das vorhergehende Quartal ermittelten 
Gewinnanteiles des staatlichen Gesellschafters zu ent­
richten, wenn der Gewinnanteil im vorhergehenden 
Quartal mehr als 2000 DM betragen hat.

(3) Nach Ablauf des Jahres ist zusammen mit der 
steuerlichen Jahreserklärung eine Erklärung über den 
Anteil'des staatlichen Gesellschafters am Jahresgewinn 
an den Rat des Kreises bzw. Rat der Stadt, Abteilung 
Finanzen, einzureichen. Nachzahlungen auf Grund die­
ser Erklärung sind 7 Tage nach dem Abgabetermin für 
die steuerliche Jahreserklärung fällig.

§ 4
Der volkseigene Anteil an einem halbstaatlichen Be­

trieb unterliegt ab 1. Januar 1960 nicht mehr der Kör­
perschaftsteuer. Der auf den volkseigenen Anteil ent­
fallende Gewinn ist entsprechend § 3 abzuführen.

Zu § 5 Abs. 2 der Verordnung:
§ 5

(1) Die Einkommensteuer auf den Gewinn, der sich 
aus der Auflösung des in der Bilanz enthaltenen 
Passivpostens „Schuldnachlaß-Altkontokorrentforderun­
gen“ ergibt, beträgt einheitlich 30 °/o.

(2) Die begünstigte Auflösung gemäß Abs. 1 kann be­
reits in der Schlußbilanz des privaten Betriebes, der in 
den halbstaatlichen Betrieb eingebracht werden soll 
— erstmalig am 31. Dezember 1959 —, erfolgen.

§ 6
Für die Feststellung, ob die Belastung eines privaten 

Gesellschafters mit Einkommensteuer und Vermögen­
steuer 90 % des Gesamtbetrages der Einkünfte über­
steigt (§ 2 der Zweiten Steueränderungsverordnung vom
4. März 1954 [GBl. S. 240]), sind die Vergütungen nach 
§ 5 Abs. 3 der Verordnung, steuerfreie Exportentgelte, 
Erfinderentgelte, steuerbegünstigte Einkünfte aus Kon­
struktionsentwürfen und die Gewinne nach § 5 sowie 
die darauf entfallenden Steuern nicht mit anzurechnen.

Zu § 5 Abs. 4 der Verordnung:
§ 7

(1) Für die Ermittlung des Gesamtvermögens ist die 
vertraglich vereinbarte Einlage zum Veranlagungszeit­
punkt anzusetzen. Auf den 1. Januar 1959 ist auf An­
trag des privaten Gesellschafters eine Neuveranlagung 
zur Vermögensteuer auch dann durchzuführen, wenn 
die Voraussetzungen des § 13 Vermögensteuergesetz 
nicht vorliegen. Bereits durchgeführte Neuveranlagun­
gen können auf Antrag auch dann berichtigt werden, 
wenn sie rechtswirksam sind.

(2) Noch nicht entnommene Gewinnanteile gelten als 
sonstiges Vermögen.

(3) Verbindlichkeiten der privaten Gesellschafter 
gegenüber der Gesellschaft sind bei der Ermittlung des 
steuerpflichtigen Vermögens als Schulden absetzbar.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Erbschaftsteuer 
entsprechend.

Zu § 5 Abs. 5 der Verordnung:
§ 8

(1) Auf die Einkommensteuer sind monatliche Ab­
schlagzahlungen jeweils bis zum 10. Tag nach Ablauf 
des Monats zu leisten. Die monatlichen Abschlagzahlun­
gen sind

a) bei privaten Gesellschaftern, die neben ihrem Ge­
winnanteil aus dem halbstaatlichen Betrieb Ver­
gütungen gemäß § 5 Absätzen 1 und 3 der Ver­
ordnung bzw. Arbeitseinkommen beziehen, nach 
der in der Anordnung vom 5. Februar 1960 über 
die Steuerveranlagung der halbstaatlichen Be­
triebe und ihrer Gesellschafter (Veranlagungsricht­
linien 1959 — halbst.) (Sonderdruck Nr. 312 des 
Gesetzblattes) veröffentlichten Steuersatztabelle L,

b) bei privaten Gesellschaftern, die nur steuerlich 
nicht begünstigte Einkünfte beziehen, nach der 
in der Anordnung vom 5. Februar 1960 über die 
Steuerveranlagung der halbstaatlichen Betriebe 
und ihrer Gesellschafter (Veranlagungsrichtlinien 
1959 — halbst.) (Sonderdruck Nr. 312 des Gesetz­
blattes) veröffentlichten Einkommensteuer-Mo­
natstabelle

zu entrichten. Der Steuerüberweisungsauftrag gilt als 
Steuererklärung für die Abschlagzahlungen.

(2) Der monatliche Gewinn des halbstaatlichen Be­
triebes ergibt sich aus dem Sollumsatz des betreffenden 
Monats unter Anwendung des maßgebenden Rein­
gewinnsatzes. Er ist entsprechend dem Gewinnbeteili­
gungsverhältnis und den anderen vertraglichen Ab­
machungen auf die Gesellschafter zu verteilen.

(3) Maßgebend ist der selbst ermittelte Reingewinn­
satz des Vorjahres. Ändert sich dieser durch Feststel­
lungen des Rates des Kreises bzw. Rates der Stadt, Ab­
teilung Finanzen, so ist der sich danach ergebende Rein­
gewinnsatz für alle Abschlagzahlungen maßgebend, die 
nach der Bekanntgabe des entsprechenden Bescheides 
fällig werden. Die Abschlagzahlungen für Januar und 
Februar können zunächst nach dem für die Abschlag­
zahlungen des Vorjahres maßgebend gewesenen Rein­
gewinnsatz ermittelt werden; der Ausgleich ist mit der 
Abschlagzahlung für März vorzunehmen.

(4) Der Rat des Kreises bzw. Rat der Stadt, Abteilung 
Finanzen, kann den Reingewinnsatz abweichend vom 
Abs. 3 festlegen, wenn der Reingewinnsatz dem voraus­
sichtlichen Gewinn nicht entspricht. Bei Saisonbetrie­
ben können die Abschlagzahlungen besonders fest­
gesetzt werden.

(5) Bei der Berechnung der monatlichen Einkommen­
steuerabschlagzahlungen der privaten Gesellschafter 
sind neben dem Gewinnanteil aus dem halbstaatlichen 
Betrieb und Vergütungen gemäß § 5 Absätzen 1 und 3 
der Verordnung auch die anderen Einkünfte des jewei­
ligen Gesellschafters mit V12 des voraussichtlichen 
Jahresbetrages zu berücksichtigen.

(6) Abweichend vom Abs. 1 ist der Rat des Kreises 
bzw. Rat der Stadt, Abteilung Finanzen, berechtigt, bei 
Betrieben, deren Gewinn im vorangegangenen Jahr 
20 000 DM nicht überstiegen hat, vierteljährliche Ab­
schlagzahlungen zu genehmigen. Sie sind' entsprechend 
den Bestimmungen der Absätze 2 bis 5 zu berechnen 
und jeweils bis zum 10. April, 10. Juli, 10. Oktober und 
10. Januar zu leisten.


